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Geſetz Sammlung 
fuͤr die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


5 No. 12. ee e 


(No. 2000.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 20. März 1839., das Verfahren hinſichtlich der 
bei den Berliner und anderen Stadt- Obligationen ausgegebenen Stich⸗ 
Koupons betreffend. b 


D. nach Ihrem Berichte vom 26. v. M. bei Ausreichung der neuen Kou⸗ 
pons zu den Berliner Stadt⸗ Obligationen aͤhnliche Zweifel ſich ergeben haben, 
wie diejenigen, durch welche in Beziehung auf die Oſtpreußiſchen Pfandbriefe 
und die mit ſelbigen ausgegebenen ſogenannten Stich⸗Koupons Meine Order 
vom 18. Oktober 1837. veranlaßt worden iſt, ſo finde Ich kein Bedenken, ſolche, 
Ihrem Antrage gemaͤß, in gleicher Art zu erledigen, und beſtimme daher nach 
Ihrem Antrage Folgendes: 1) Wenn der Inhaber einer Berliner Stadt⸗Obli⸗ 
gation vor Ausreichung der neuen Koupons gegen die Verabfolgung derſelben 

an den Praͤſentanten des letzten Koupons der vorhergehenden Series, des ſoge⸗ 

nannten Stich⸗Koupons, beim Magiſtrat Widerſpruch erhebt, der Praͤſentant 

des Stich⸗Koupons aber ſie fordert und in die Ausantwortung an den Inha⸗ 

ber der Obligation nicht einwilligt, ſo hat der Magiſtrat die Intereſſenten zur 

Entſcheidung des gegenſeitigen Anſpruchs an das hieſige Stadtgericht zu verwei⸗ 

fen, und die neue Series der Koupons auf den Antrag eines der Intereſſen⸗ 

ten, oder auf Requiſition des Gerichts an das Depoſitorium deſſelben auszulie⸗ 

fern. 2) Hat der Inhaber des Stich⸗Koupons ihn bei der Zinſenerhebung ein⸗ 

gereicht, ohne die neuen Koupons zu fordern, ſo iſt die Stadtſchulden⸗Kaſſe er⸗ 

maͤchtigt, die neuen Koupons ohne Weiteres dem Praͤſentanten der Obligation 

zu behaͤndigen. 3) Wenn der Stih-Koupon weder im Zinſenerhebungs⸗Ter⸗ 

mine, auf welchen er lautet, noch im naͤchſtfolgenden, bei der Stadtſchulden⸗Kaſſe 

praͤſentirt wird, ſo ſind die Koupons der neuen Series dem Inhaber der Obli⸗ 

gation, beim Eintritt des zweiten Termins dieſer Series auszuantworten. 

4) War bei der oͤffentlichen Bekanntmachung dieſer Vorſchriften ſowohl der 

Termin zur Empfangnahme der neuen Koupons, als auch der naͤchſtfolgende Er⸗ 

hebungs⸗Termin bereits verfloſſen, ſo hat der Inhaber der Obligation noch einen 

dritten Termin abzuwarten, bevor ihm die neuen Koupons ausgehaͤndigt werden 

duͤrfen. Zugleich beſtimme Ich, daß auch bei andern Kommunen, welche zu ih⸗ 

ren Schuldverſchreibungen Stich⸗Koupons ausgegeben haben, gegen deren Ab⸗ 

gabe die neuen Serien der Koupons ausgehaͤndigt werden, nach den vorſtehen⸗ 

den Vorſchriften ebenfalls verfahren werden ſoll; vorausgeſetzt, daß nicht etwa 

in den Schuldverſchreibungen oder in den Koupons andere Beſtimmungen uͤber 

(Na, 20002002.) Jahrgang 1839. 3 dieſen 
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dieſen Gegenſtand getroffen ſind, in welchem Falle es bei den letzteren bewen⸗ 
Be Dieſen Erlaß haben Sie zur Publikation durch die Geſetzſammlung zu 
befoͤrdern. 5 

j Berlin, den 20. März 1839. 


Friedrich Wilhelm. 
An | 
die Staatsminiſter Muͤhler, v. Rochow und Grafen v. Alvensleben. 


N. 20019. Allerhöchſte Kabinetsorder vom 23. März 1839, betreffend die bei Kontumazial⸗ 
el es te. fen, Erkenntniſſen gegen Deſerteurs, ſtatt der Anheftung des Bildniſſes oder 
ga eine (808 gez i, Namens an den Galgen ꝛc., eintretende öffentliche Bekanntmachung. 


Auf den Bericht des Staatsminiſteriums vom 23. v. M. beſtimme Ich, 
daß die Anheftung der Bildniſſe entwichener Offiziere, fo wie das Anſchlagen 
der Namen entwichener Unteroffiziere und gemeiner Sdldaten an den Galgen 
oder Schandpfahl nicht mehr Statt finden, ſondern ſtatt deſſen jedes rechts⸗ 
kraͤftige Kontumazial⸗Erkenntniß gegen einen Deſerteur unter Angabe 1) des 
Namens, des Geburtsorts und der Militaircharge des Verurtheilten, imgleichen 
des Truppentheils, bei welchem derſelbe geftanden hat, 2) des begangenen Ver⸗ 
brechens, und 3) der erkannten Strafe, in den Amtsblättern ſowohl desjenigen 
Regierungsbezirks, aus welchem der Verurtheilte entwichen, als desjenigen, aus 
welchem er gebürtig iſt, durch das kompetente Militairgericht von Amtswegen 
bekannt gemacht werden ſoll. Dieſe Beſtimmung ſoll auch auf die jetzt bereits 
rechtskräftigen Kontumazial⸗Erkenntniſſe Anwendung finden, welche durch An⸗ 
heftung der Bildniſſe oder Namen der Verurtheilten noch nicht vollſtreckt wor⸗ 
den ſind, fo daß auch in ſolchen Fällen an die Stelle der bisherigen Strafe 
die von dem kompetenten Militgirgerichte von Amtswegen zu veranlaſſende of⸗ 
fentliche Bekanntmachung des Kontumazial⸗Erkenntniſſes treten ſoll. Dieſe Be⸗ 
ſtimmung iſt durch die Geſetzſammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 23. Maͤrz 1839. 5 ; 
Friedrich Wilhelm. 
An das Staats miniſterium. N 


(No. 2002.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 23. März 1839., wodurch Se. Königl. Majeſtät 
zu beſtimmen geruht haben, daß mit dem Aufhören eines zur Wählbarkeit 
als Landrath befähigenden Grundbeſitzes die Verpflichtung zur Niederlegung 
des landräthlichen Amtes unmittelbar verbunden ſeyn ſoll. 


Da die Waͤhlbarkeit zum Landrathsamte weſentlich von dem Beſitz desjenigen 
Grundeigenthums abhängig iſt, welches nach der Verfaſſung der verſchiedenen 
Provinzen den Kandidaten zur Verwaltung des Landrathsamtes befaͤhigt, ſo 
folgt hieraus ganz von ſelbſt, daß ein ſolcher Beſitz auch waͤhrend der Dauer 
des Amtes beibehalten werden muß. Da indeß dieſer Grundſatz, wie Ich ver⸗ 
nehme, ſeither nicht algemein zur Anwendung gebracht iſt, ſo beſtimme ich hier⸗ 
er f mit, 
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mit, daß mit dem Aufhören eines zur Waͤhlbarkeit als Landrath befuͤhigenden 
Grundbeſitzes, die Verpflichtung zur Niederlegung des landraͤthlichen Amtes un⸗ 
mittelbar verbunden ſeyn ſoll, wobei jedoch in einzeln dazu geeigneten Faͤllen 
Meine Dispenſation von dieſer Beſtimmung, auf den Antrag des Miniſters des 
Innern und der Polizei, vorbehalten bleibt. Ich uͤberlaſſe dem Staatsmini⸗ 
ſterio die Bekanntmachung dieſes Meines Befehls durch die Geſetzſammlung. 


Berlin, den 23. März; 1839 g 
Friedrich Wilhelm. 
An das Staatsminiſterium. 


Ne. 2003.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 24. März 1839., betreffend die Deklaration der 
A Vorſchriften der §§. 88. 89. und 139. Tit. 12. Theil I. des Allgemeinen 
8 Landrechs über die Ernennung des vereideten Protokollführers bei Depu⸗ 

tationen zur Auf- oder Annahme eines Teſtaments ꝛc. 


Fur Beſeitigung der Meinungsverſchiedenheit, welche bei mehreren Gerichten 
über die Auslegung der $$. 88. 89. 139. Tit. 12. Theil I. des Allgemeinen 
Landrechts hinſichtlich der Frage obwaltet: ob bei der Ernennung der Deputa⸗ 
tion zur Auf⸗ und Annahme eines Teſtaments oder einer anderen letztwilligen 
Verfügung nur der richterliche Beamte oder auch der Protokollfuͤhrer vom Ge⸗ 
richts⸗Dirigenten ernannt ſeyn muͤſſe, deklarire Ich, auf den Antrag des 
Staatsminiſteriums, die gedachten geſetzlichen Vorſchriften dahin: daß zwar die 
Ernennung des vereideten Protokollfuͤhrers, wie die des richterlichen Mitgliedes 
bei der Deputation zur Auf⸗ und Annahme eines Teſtaments, eines Erbvertra⸗ 
ges, einer Eheſtiftung, worin uͤber die kuͤnftige Erbfolge etwas beſtimmt wird, 
oder einer andern letztwilligen Verordnung, den Anweisungen der ö. 88 und 
89 g. g. O. gemäß fo nach wie vor durch den Gerichts⸗ Dirigenten geſchehen 
muß, daß aber, wenn die Zuziehung eines vereideten Protokollfuͤhrers, ohne vor⸗ 
gängige Ernennung von Seiten des Dirigenten, durch das richterliche Mitglied 
der Deputation erfolgt iſt, hiergus keine Unguͤltigkeit der Verhandlung entſteht. 
Das Staats miniſterium hat dieſe Deklaration durch die Geſetzſammlung zur oͤf⸗ 
fentlichen Kenntniß zu bringen. 
Berlin, den 24. März 1839. . 5 
Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminifterium. 


Ne 20049 Allerhöchſte Deklaration über die Anwendung der $$. 12. und 13. des An⸗ 
a hanges zur Allgemeinen Gerichts⸗Ordnung ꝛc. Vom 31. März 1839. 


N 0 * — e 5 
Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. er 
aklaͤren zur Beſeitigung der Zweifel, welche ‚über die Anwendung der J. 12. 
md 18. des Anhanges zur Allgemeinen Gerichtsordnung, des $. 7. Titel 10. 
Theil II. des Allgemeinen Landrechts und Unſerer Order vom 2. November 1833. 
(No. 20022005.) f 32 ent⸗ 
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entſtanden] ſind, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums und nach erfor⸗ 
dertem Gutachten Unſeres Staatsraths: | 

| daß bei minderjährigen oder unter vaͤterlicher Gewalt ſtehenden Mili⸗ 
tairperſonen, imgleichen bei denjenigen, welche lediglich zur Erfuͤllung 
der allgemeinen Militairpflicht in den Dienſt getreten ſind, ſo weit es 
auf ihre perſoͤnlichen Eigenſchaften und Befugniſſe (jura status), ſo 
wie auf die Erbfolge in ihren Nachlaß ankommt, nicht der Ort ihrer 
Garniſon, ſondern ihr eigentlicher Wohnſitz (F. 9. und 14. Titel 2. 
Theil J. der Allgemeinen Gerichtsordnung) oder in Ermangelung eines 

ſolchen der Ort ihrer Herkunft beachtet werden ſoll. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 


tem Koͤniglichen Inſiegel. 5 


Gegeben Berlin, den 31. Maͤrz 1839. i f 
| S.)) Friedrich Wilhelm. 
v. Muͤffling. v. Kamptz. a 5 Graf v. Alvensleben. 
v. Rauch. 


Beglaubigt 
Duͤesberg. 


(No. 2005.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 6. April 1839., betreffend das von Sr. Maje- 
f | ſtät beſtätigte Regulativ über die Beſchäftigung jugendlicher Arbeiter in 
Fabriken. ; 


Das mittelſt Berichts des Staatsminifteri vom 9. v. M. Mir über 
reichte, aus zehn Paragraphen beſtehende Regulativ „uͤber die Beſchaͤftigung 
jugendlicher Arbeiter in Fabriken“, entſpricht einem laͤngſt gefuͤhlten, von den 


Rheiniſchen Provinzialſtaͤnden beſonders hervorgehobenen Beduͤrfniß. Ich beſtaͤ⸗ 


tige es deshalb hierdurch ſeinem ganzen Inhalte nach, lege ihm fuͤr alle Landes⸗ 
theile der Monarchie geſetzliche Kraft bei und weiſe das Staats miniſterium 
an, ſowohl das Regulativ wie dieſe Order durch die Geſetzſammlung zu publiziren. 


Berlin, den 6. April 1839. a i 
f Friedrich Wilhelm. 
An das Staatsminifterium. i 


A e g i e e e 


den 9. Maͤrz 1839. 


2 uber 
die Tune LE Arbeiter in Fabriken. 


F. 1. Vor zuruͤckgelegtem neunten Lebensjahre darf niemand in einer 
Fabrik oder bei Berg⸗, Hüttens und Pochwerken zu einer regelmaͤßigen Beſchaͤf⸗ 
tigung angenommen werden. i 

2. Wer noch nicht einen dreijaͤhrigen regelmaͤßigen Schulunterricht 
genoſſen hat, oder durch ein Zeugniß des Schulvorſtandes nachweiſet, daß er 
ſeine Mutterſprache gelaͤufig leſen kann und einen Anfang im Schreiben . 

g f at, 
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hat, darf vor zuruͤckgelegtem ſechszehnten Jahre zu einer ſolchen Beſchaͤftigung 
in den genannten Anſtalten nicht angenommen werden. 

Eine Ausnahme hiervon iſt nur da geſtattet, wo die Fabrikherren durch 
Errichtung und Unterhaltung von Fabrikſchulen den Unterricht der jungen Ar⸗ 
beiter ſichern. Die Beurtheilung, ob eine ſolche Schule genuͤge, gebuͤhrt den 
Regierungen, welche in dieſem Falle auch das Verhaͤltniß zwiſchen Lern⸗ und 
Arbeitszeit zu beſtimmen haben. 

$. 3. Junge Leute, welche das ſechszehnte Lebensjahr noch nicht zurück 
en haben, dürfen in dieſen Anſtalten nicht über zehn Stunden täglich be⸗ 

tigt. Werden; 
| Die Orts⸗Polizei⸗Behoͤrde iſt befugt, eine vorübergehende Verlängerung 
dieſer Arbeitszeit zu geſtatten, wenn durch Naturereigniſſe oder Ungluͤcksfaͤlle 
der regelmaͤßige Geſchaͤftsbetrieb in den genannten Anſtalten unterbrochen und 
ein vermehrtes Arbeitsbeduͤrfniß dadurch herbeigefuͤhrt worden iſt. 

Die Verlaͤngerung darf taͤglich nur eine Stunde betragen und darf 
hoͤchſtens fuͤr die Dauer von vier Wochen geſtattet werden. 

$. 4. Zwiſchen den im vorigen Paragraphen beſtimmten Arbeitsſtunden 
iſt den genannten Arbeitern Vor⸗ und Nachmittags eine Muße von einer Vier⸗ 
telſtunde und Mittags eine ganze Freiſtunde und zwar jedesmal auch Bewegung 
in freier Luft zu gewaͤhren. 

. 5. Die Beſchaͤftigung ſolcher jungen Leute vor 5 Uhr Morgens und 
nach 9 Uhr Abends, ſo wie an den Sonn- und Feiertagen iſt gaͤnzlich unterſagt. 

$. 6. Chriſtliche Arbeiter, welche noch nicht zur heiligen Kommunion 
angenommen ſind, duͤrfen in denjenigen Stunden, welche ihr ordentlicher Seel⸗ 
ſorger für ihren Katechumenen⸗ und Konfirmanden⸗Unterricht beſtimmt hat, nicht 
in den genannten Anſtalten beſchaͤftigt werden. l 

$. 7. Die Eigenthuͤmer der bezeichneten Anſtalten, welche junge Leute in 
denſelben beſchaͤftigen, ſind verpflichtet, eine genaue und vollſtaͤndige Liſte, deren 
Namen, Alter, Wohnort, Eltern, Eintritt in die Fabrik enthaltend, zu fuͤhren, 
dieſelbe in dem Arbeits-Lokal aufzubewahren und den Polizei⸗ und Schulbe⸗ 
hoͤrden auf Verlangen vorzulegen. | 

N Zuwiderhandlungen gegen dieſe Verordnung follen gegen die Fa⸗ egi run zu nr | 
brikherren, oder deren mit Vollmacht verſehenen Vertreter durch Strafen von . mean, . | 
1 bis 5 Thalern für jedes vorſchriftswidrig beſchaͤftigte Kind geahndet werden. . e , le,, 

Die unterlaſſene Anfertigung oder Fortführung der im F. 7. vorgeſchrie⸗ „ 
benen tabellariſchen Lifte wird zum erſten Male mit einer Strafe von 1 bis 5 2 E 1 
Thalern geahndet; die zweite Verletzung dieſer Vorſchrift wird mit einer Strafe "777 ee, 
von 5 bis 50 Thalern belegt. Auch iſt die Orts⸗Polizei⸗Behoͤrde befugt, die =. * eee, 
Liſte zu jeder Zeit anfertigen oder vervollſtaͤndigen zu laſſen. Es geſchieht 
dies auf Koſten des Kontravenienten, welche zwangsweiſe im adminiſtrativen .., Ss ru 
Wege beigetrieben werden koͤnnen. PFC 

$. 9. Durch vorſtehende Verordnung werden die geſetzlichen Beſtimmun⸗ eee, na : 
gen über die Verpflichtung zum Schulbeſuch nicht geändert. Jedoch werden die . 
Regierungen da, wo die Verhaͤltniſſe die Beſchaͤftigung ſchulpflichtiger Kinder ö 
in den Fabriken noͤthig machen, ſolche Einrichtungen treffen, daß die Wahl der Db "ir 
Unterrichtsſtunden den Betrieb derſelben fo wenig als moͤglich ſtoͤre. PPP 


(No, 2005—2007.) : ne cr; eee e Bra 


Le: eee, Fall. 
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F. 10. Den Miniſtern der Medizinal⸗Angelegenheiten, der Polizei und 
der Finanzen bleibt es vorbehalten, diejenigen beſondern ſanitaͤts⸗ bau⸗ und ſit⸗ 
tenpolizeilichen Anordnungen zu erlaſſen, welche ſie zur Erhaltung der Geſund⸗ 

heit und Moralitaͤt der Fabrikarbeiter fuͤr erforderlich halten. Die hierbei 
anzudrohenden Strafen duͤrfen 50 Thaler Geld⸗ oder eine dieſem Betrag ent⸗ 
ſprechende Gefaͤngnißſtrafe nicht uͤberſteigen. 

Berlin, den 9. März 1839. =. 0 

Königliche Staats⸗Miniſterium. 
Friedrich Wilhelm, Kronprinz. 
FIrh. v. Altenſtein. v. Kamptz. Muͤhler. v. Rochow. v. Nagler. 
Graf v. Alvensleben. Frh. v. Werther. v. Rauch. i 


Ne. 20069 Allerhöchſte Order vom 11. April 1839., betreffend die Kompetenz der Gerichte 
IS Sb lies. al, bei der Umwandlung der in Zoll- und Steuerkontraventions⸗Sachen im 
Verwaltungswege feſtgeſetzten Geldbußen in Gefängnißſtrafe. 


x 


| SR 
era Ich habe auf den Antrag der Juſtizminiſter beſtimmt, daß, wenn es in Zoll⸗ 
| und Steuer⸗Kontraventionsſachen darauf ankommt, eine im Verwaltungswege 
eee e eee durch ein Reſolut feſtgeſetzte Geldbuße wegen Unvermoͤgens des Verurtheilten 
, en rn e in eine Gefaͤngnißſtrafe umzuwandeln, dieſe Umwandlung hinſichtlich eximirter 
ee eee e Perſonen zwar ferner, wie bisher, von dem kompetenten Obergerichte erfolgen, 
T hinſichtlich der Nichteximirten aber den mit Strafgerichtsbarkeit verſehenen Un⸗ 
5 trrgerichten in der Art übertragen werden fol, daß 1) die kollegial formirten 
f ei, een eee Gerichte dieſe Umwandlung ohne Beſchraͤnkung, 2) einzeln ſtehende Richter die⸗ 


j 


einer ſolchen Strafumwandlung nach ihrer Befugniß zur Ausübung der Krimi⸗ 


2 bisherigen Verfahren dahin ſein Bewenden behaͤlt, daß die Strafumwandlun⸗ 


RE Friedrich Wilhelm. 

An das Staatsminiſterium. 

— — —— —— 

(Ne. 20070 Miniſterial⸗Erklärung vom 16. April 1839., zur Ergänzung und Erläuterung 

2 een le, 7824 der zwiſchen Preußen und Sachſen⸗Coburg⸗ Gotha beſtehenden Ueberein⸗ 
e kunft wegen Uebernahme von Ausgewieſenen. 

3. Beſeitigung derjenigen Zweifel und Mißverſtaͤndniſſe, welche ſich bisher uͤber 
die Auslegung der Beſtimmungen $. 2. a und c. der zwiſchen der a. 

reu⸗ 


E25 


Preußiſchen und der Herzoglich Sachſen⸗Coburg⸗Gothaiſchen Regierung beſtehen⸗ 
den Konvention wegen wechſelſeitiger Uebernahme der Ausgewieſenen, namentlich 
a) in Beziehung auf die Beantwortung der Frage: ob und in wie weit die 
in der Staatsangehoͤrigkeit ſelbſtſtaͤndiger Individuen eingetretenen Ver⸗ 
änderungen auf die Staatsangehoͤrigkeit der unſelbſtſtaͤndigen, d. h. aus 
5 ee Gewalt noch nicht entlaſſenen Kinder derſelben von Ein- 

uß ſeyen? 8 


ſowie 8 
b) über die Beſchaffenheit des, $: 2 o. der Konvention erwähnten zehnjaͤh⸗ 
rigen Aufenthalts und den Begriff der Wirthſchaftsfuͤhrung 

ergeben haben, ſind die gedachten Regierungen, ohne hierdurch an dem, in der 
Konvention ausgeſprochenen Prinzipe etwas aͤndern zu wollen, daß die Unter⸗ 
thanenſchaft eines Individuums jedesmal nach der eignen innern Geſetzgebung 
des betreffenden Staates zu beurtheilen ſey, dahin uͤbereingekommen, hinkuͤnftig 
und bis auf Weiteres, nachſtehende Grundſaͤtze gegenſeitig zur Anwendung ge⸗ 
langen zu laſſen, und zwar 


zu a. 8 
1) daß unſelbſtſtaͤndige, d. h. aus der aͤlterlichen Gewalt noch nicht entlaſſene 
Kinder, ſchon durch die Handlungen ihrer Aeltern an und fuͤr ſich und 
ohne daß es einer eigenen Thaͤtigkeit oder eines beſonders begruͤndeten 
Rechts der Kinder beduͤrfte, derjenigen Staatsangehoͤrigkeit theilhaftig 
werden, welche die Aeltern waͤhrend der Unſelbſtſtaͤndigkeit ihrer Kinder 
erwerben, 
f ingleichen 
2 daß dagegen einen ſolchen Einfluß auf die Staatsangehoͤrigkeit unſelbſt⸗ 
ſtaͤndiger ehelicher Kinder, diejenigen Veraͤnderungen nicht aͤußern koͤn⸗ 
nen, welche ſich nach dem Tode des Vaters derſelben in der Staats⸗ 
angehoͤrigkeit ihrer ehelichen Mutter ereignen, indem vielmehr uͤber die 
Staatsangehoͤrigkeit ehelicher unſelbſtſtaͤndiger Kinder lediglich die Konz 
dition ihres Vaters entſcheidet, und Veraͤnderungen in deren Staats⸗ 
angehoͤrigkeit nur mit Zuſtimmung ihrer vormundſchaftlichen Behoͤrde 
eintreten koͤnnen. 5 
Naͤchſtdem ſoll 
zu b. 


die Verbindlichkeit eines der kontrahirenden Staaten zur Uebernahme eines In⸗ 
dividuums, welches der andere Staat, weil es ihm aus irgend einem Grunde 
laͤſtig geworden, auszuweiſen beabſichtigt, in den Faͤllen des $. 2. c. der Kon⸗ 
vention eintreten: 5 
1) wenn der Auszuweiſende ſich in dem Staate, in welchen er ausgewieſen 
werden ſoll, verheirathet, und außerdem zugleich eine eigene Wirthſchaft 
geführt hat, wobei zur näheren Beſtimmung des Begriffs von Wirth 
ſchaft anzunehmen iſt, daß ſolche auch dann ſchon eintrete, wenn ſelbſt nur 
einer der Eheleute ſich auf eine andere Art, als im herrſchaftlichen Ge⸗ 
ſindedienſte Bekoͤſtigung verſchafft hat. 
r 


ode : 
2) wenn Jemand ſich zwar nicht in dem Staate, der ihn übernehmen foll, 
(No. 2007.) ver⸗ 
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verheirathet, jedoch darin ſich zehn Jahre hindurch ohne Unterbrechung 
aufgehalten hat, wobei es dann auf Konſtituirung eines Domizils, Ver⸗ 
heirathung und ſonſtige Rechtsverhaͤltniſſe nicht weiter ankommen fol. 
Endlich ſind die genannten Regierungen zugleich annoch dahin uͤbereingekommen: 
Koͤnnen die reſp. Behoͤrden uͤber die Verpflichtung des Staats, dem die 
Uebernahme angeſonnen wird, der in der Konvention und vorſtehend aufgeſtell⸗ 
ten Kennzeichen der Verpflichtung ungeachtet, bei der daruͤber ſtattfinden⸗ 
den Korreſpondenz ſich nicht vereinigen, und iſt die diesfaͤllige Differenz 
derſelben auch im diplomatiſchen Wege nicht zu beſeitigen geweſen; ſo 
wollen beide kontrahirende Theile den Streitfall zur kompromiſſariſchen 
Entſcheidung eines ſolchen dritten Deutſchen Bundesſtaates ſtellen, wel⸗ 
cher ſich mit beiden kontrahirenden Theilen wegen gegenſeitiger Ueber⸗ 
nahme der Ausgewieſenen in denſelben Vertragsverhaͤltniſſen befindet. 

Die Wahl der zur Uebernahme des Kompromiſſes zu erſuchenden 
Bundesregierung bleibt demjenigen der kontrahirenden Theile uͤberlaſſen, 
der zur Uebernahme des Ausgewieſenen verpflichtet werden ſoll. 

An dieſe dritte Regierung hat jede der betheiligten Regierungen 
jedesmal nur eine Darlegung der Sachlage, wovon der andern Re⸗ 
a eine Abſchrift nachrichtlich mitzutheilen iſt, in kuͤrzeſter Friſt ein⸗ 
zuſenden. 

Bis die ſchiedsrichterliche Entſcheidung erfolgt, gegen deren Inhalt 
von keinem Theile eine weitere Einwendung zulaͤſſig iſt, hat derjenige 
Staat, in deſſen Gebiet das auszuweiſende Individuum beim Entſtehen 
der Differenz ſich befunden, die Verpflichtung, daſſelbe in ſeinem Ge⸗ 
biete zu behalten. i 

Berlin, den 16. April 1839. 


(L. S0 


Koͤniglich Preußiſches Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
Frh. v. Werther. 


VB. Miniſterial⸗Erklaͤrung wird, nachdem ſie gegen eine uͤbereinſtim⸗ 

mende Erklaͤrung des Herzoglich Sachſen⸗Coburg⸗Gothaiſchen Miniſteriums vom 

29. v. M. ausgewechſelt worden, hierdurch zur oͤffentlichen Kenntniß gebracht. 
Berlin, den 16. April 1839. 


Der Miniſter der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
Frh. v. Werther. 1 


